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Politik der Befähigung *

Welche Chancen Menschen offenstehen, darüber entscheidet in 
Deutschland wie anderenorts auch der Zufall der Geburt. Kinder 
werden in Familien hineingeboren, die arm oder wohlhabend sind, 
haben Eltern, die sie ermutigen und an ihrer Entwicklung hohen Anteil 
nehmen, die selbst Bildung erfahren haben und diese hochschätzen, 
oder Eltern, die ihre Kinder weit weniger unterstützen können. Wer 
ermutigt wird, traut sich mehr zu und ihm wird mehr zugetraut. So ent-
wickelt er die Überzeugung, dass er handeln kann und damit Wirkung 
erzeugt, und so verstärken sich die sozialen Unterschiede, mit denen 
Kinder ins Leben starten. 

Das muss man nicht als gottgegeben hinnehmen. Die Antwort des So-
zialstaats ist Umverteilung. Umverteilung mildert soziale Ungleichheit; 
der Sozialstaat in Deutschland leistet dies in erheblichem Umfang. 
Aber Umverteilung reicht nicht, um Menschen stark zu machen, damit 
sie ihr Leben in die eigenen Hände nehmen können. Es gibt zahl-
reiche Gerechtigkeitsfragen, die sich stellen, bevor der umverteilende 
Sozialstaat zum Zuge kommt, etwa der Zugang zu guter Bildung oder 
auskömmlicher produktiver Arbeit. So unverzichtbar Umverteilung in 
einem Sozialstaat ist, sie hat ihre Grenzen. Wenn der Zufall von Geburt 
und sozialer Herkunft weiterhin so stark wirkt, wie er heute wirkt, gibt 
es auch künftig zu viele Menschen, die vom Sozialstaat zwar versorgt, 
aber nicht gestärkt werden.

Befähigungsgerechtigkeit ist mehr als Chancengerechtigkeit

Wie können wir weiterkommen? Erforderlich ist ein breiteres Ver-
ständnis sozialer Gerechtigkeit, das nicht verteilungspolitisch verengt 
ist. Gerechtigkeit ist kein Synonym für Gleichheit. Wir akzeptieren Un-
gleichheit, soweit sie mit Leistungen zu rechtfertigen ist  – trotz aller 
Kontroversen, was jeweils als Leistung belohnungswürdig ist. Dabei 
soll Chancengerechtigkeit gelten, aber was verstehen wir darunter? In 
einem engen Verständnis von Chancengerechtigkeit kommt es allein 

* Der folgende Beitrag geht zurück auf mein Buch „Sozial ist, was stark macht. 
Warum Deutschland eine Politik der Befähigung braucht und was sie leistet“ 
(2021, Freiburg: Verlag Herder). Bezüglich aller Quellen und der von mir genutzten 
wissenschaftlichen Studien verweise ich auf diese Publikation. 
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darauf an, dass Diskriminierung unterbunden wird, insbesondere Dis-
kriminierung nach Geschlecht, sozialer oder ethnischer Herkunft. Der 
Zugang zu Bildungsoptionen oder Arbeitsstellen soll schlicht nach 
dem Leistungspotential erfolgen, das Bewerberinnen und Bewerber 
zeigen. Dann aber kommen Menschen aus dem Abseits häufig nicht 
zum Zuge, nicht, weil sie im konkreten Fall diskriminiert würden, son-
dern weil sie nie in der Situation waren, die Leistungspotentiale zu ent-
wickeln, die jeweils entscheidend sind. 

Zum Abbau sozialer Ungleichheit kann ein eng verstandenes Konzept 
von Chancengerechtigkeit wenig beitragen. Der Wunsch, Chancen-
gleichheit zu erreichen, würde dagegen bedeuten, die Zufälle der Na-
tur und das Schicksal der sozialen Herkunft aufheben zu wollen. Dieser 
Wunsch, so verständlich er ist, bringt uns in das Reich politisch folgen-
loser utopischer Gegenentwürfe. Er bringt uns auch in Widerspruch zu 
den Zusagen einer liberalen Gesellschaft, die die Freiheit des Einzel-
nen schützt. In Wahrnehmung ihrer Grundrechte treffen Bürgerinnen 
und Bürger vielfältige Entscheidungen, die zu sozialer Differenzierung 
und damit Ungleichheit führen. Man kann es bildungsbürgerlichen El-
tern nicht verdenken, dass sie alles tun, was in ihrer Macht steht, damit 
ihre Kinder gestärkt und mit besten Kompetenzen ins Leben treten.

Der Befähigungsansatz

Also doch kapitulieren vor den ungleichen Startbedingungen? Nein. 
Damit mehr Aufstiege aus dem Abseits gelingen, brauchen wir ein 
stark erweitertes Konzept von Chancengerechtigkeit. Es geht nicht al-
lein um die Abwehr von Diskriminierung, sondern um Befähigungsge-
rechtigkeit. Dieses Prinzip ist abgeleitet aus dem Befähigungsansatz, 
der in den letzten Dekaden starken Einfluss auf die Wahrnehmung 
von Armut und Entwicklung in den Ländern des Südens hatte, der 
aber auch den Diskurs über Gerechtigkeit in einem reichen Land wie 
Deutschland produktiv weiten kann. Der einflussreichste konzeptio-
nelle Wegbereiter des Befähigungsansatzes ist der indisch-amerikani-
sche Philosoph Amartya Sen. Die Armut und Gewalt, deren Zeuge er in 
seinen Jugendjahren in Indien wurde, haben seine wissenschaftlichen 
Interessen und sein umfangreiches Werk stark beeinflusst, für das er 
1998 mit dem Nobel-Gedächtnispreis für Wirtschaft geehrt wurde.1 

Menschen brauchen, um ein Leben führen zu können, das sie wert-
schätzen, nicht allein ökonomische Ressourcen, sondern Fähigkeiten 
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oder, diesen Begriff verwendet der Befähigungsansatz synonym, Ver-
wirklichungschancen. Diese sind Ausdruck der Freiheit, unterschied-
liche Lebensziele und Lebensstile realisieren zu können. Der Befähi-
gungsansatz stellt die Potentiale jedes Menschen in den Mittelpunkt; 
jede und jeder ist zur Entfaltung und Verwirklichung ihrer und seiner 
Fähigkeiten auf ein förderliches soziales Umfeld angewiesen. Gelin-
gende Befähigung ist somit ein Feld gesellschaftlicher Verantwortung, 
sie obliegt nicht allein der Selbstsorge. Das Bildungssystem, der So-
zialstaat und vielfältige andere Politikfelder sind daran zu messen, ob 
sie das Mögliche leisten, damit Menschen ihre Potentiale entfalten 
können, ob sie darauf ausgerichtet sind, Menschen so zu stärken, dass 
sie Akteure ihres eigenen Lebens werden können. 

Aus Sicht des Befähigungsansatzes ist es entscheidend, dass das Aus-
maß der realen Freiheit – das Leben, das Menschen zu führen in der 
Lage sind – nicht nur von den Ressourcen abhängt, zu denen sie Zu-
gang haben, sondern auch von „Umwandlungsfaktoren“, die aufgrund 
persönlicher Konstitution oder gesellschaftlicher Bedingungen höchst 
unterschiedlich sein können. Amartya Sen unterscheidet zwischen 
persönlichen und sozialen Umwandlungsfaktoren. Zu den persönli-
chen Umwandlungsfaktoren gehören die körperliche Konstitution, 
das Geschlecht, Intelligenz, kognitive Fähigkeiten und Motivation so-
wie andere Merkmale, die in der jeweiligen Person liegen. Der Befähi-
gungsansatz legt keinen durchschnittlichen Normmenschen zugrun-
de, sondern erfasst die Vielfalt menschlichen Lebens.

Welche Einschränkungen sich aus persönlichen Umwandlungsfakto-
ren ergeben, ist nicht zu trennen von den sozialen Umwandlungsfak-
toren der Gesellschaft, in der Menschen leben; dazu zählen die sozi-
alen Normen, Geschlechterbeziehungen, die politischen Verhältnisse 
und Machtbeziehungen. In einer Gesellschaft ohne Geschlechterdis-
kriminierung wäre das Geschlecht für die Umwandlung von Fähig-
keiten in Verwirklichungen (weitgehend) irrelevant. Wenn in Einstel-
lungsverfahren Menschen mit Migrationshintergrund subtil oder offen 
diskriminiert werden, dann führt eben auch eine gute Ausbildung nur 
zu einer eingeschränkteren Verwirklichung der betroffenen Menschen 
auf dem Arbeitsmarkt im Vergleich zu Menschen, die keiner Diskri-
minierung ausgesetzt sind. Wer sich schwertut, komplexere Informa-
tionen zu lesen und zu verstehen, kann sich im deutschen Sozialstaat 
schlecht zurechtfinden; aber eine gute, bürgerfreundliche Beratung, 
die möglichst zu einer Hilfe wie aus einer Hand führt, würde dem ent-
gegenwirken. 
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Wie diese Beispiele zeigen, sind viele der persönlichen wie auch der 
sozialen Umwandlungsfaktoren veränderbar. Die nachteilige Wirkung 
ungünstiger persönlicher Umwandlungsfaktoren kann gemildert 
oder aufgehoben werden, wenn soziale Umwandlungsfaktoren an-
ders gestaltet werden. Aus Sicht einer Politik der Befähigung ist dies 
eine optimistische Botschaft, denn es ergeben sich daraus Ansätze, 
Verwirklichungschancen zu erweitern. Persönliche und soziale Um-
wandlungsfaktoren sind gemeinsam in den Blick zu nehmen. Der Be-
fähigungsansatz befördert den notwendigen offenen Blick, da er die 
Wirkungen aller Politik auf die Verwirklichungschancen in den Fokus 
seiner Betrachtung rückt. 

Keine Befähigung ohne Bildungsgerechtigkeit

Eine Politik der Befähigung gelingt nicht ohne Bildungsgerechtigkeit. 
Bildung ist in aller Munde, der enge Zusammenhang zwischen sozi-
aler Herkunft und Bildungserfolg wird allseits beklagt. Wie groß die 
Defizite sind, hat erneut PISA gezeigt. Jeder fünfte Schüler kann am 
Ende der Schulpflichtzeit eigentlich nicht richtig lesen und ist auf eine 
Ausbildung ungenügend vorbereitet. Fraglich scheint mir allerdings 
zu sein, ob die bürgerliche Mitte, die diesen Zustand zweifelsohne als 
ungerecht empfindet, daran wirklich etwas ändern will. Denn sie pocht 
– auch aufgrund irrealer Abstiegsängste – zugleich auf soziale Distink-
tion. Eine stärkere Durchmischung der Schülerschaft nach sozialer 
Herkunft würde auf ihren Widerstand stoßen. Die soziale Selektion be-
trifft nicht nur die weiterführenden Schulen. Die Grundschulen haben 
den Anspruch, alle Kinder gemeinsam zu unterrichten, aber de facto 
werden Kinder dort, wo eine soziale Durchmischung fehlt, bereits in 
der Grundschule nach sozialer Herkunft getrennt beschult.

Das Lernumfeld der Hauptschulen hat sich kontinuierlich verschlech-
tert, da immer weniger Eltern die Hauptschule für ihre Kinder wählten 
und wählen und immer weniger Kinder dorthin verwiesen wurden und 
werden. Wenn in manchen Regionen nur noch 10% der Schülerinnen 
und Schüler überhaupt die Hauptschule besuchen, konzentrieren sich 
dort viele, die nur wenig häusliche Unterstützung erfahren und oft in 
familiären Konfliktsituationen leben. Dann lernen Jugendliche in ei-
nem Milieu, in dem sie keine Begabungen entfalten können und sich 
für sie wenig Chancen eröffnen, im weiteren Bildungsweg aufzustei-
gen.2 Da Schulstrukturfragen lange hoch konfliktiv, oft folgenlos und 
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bis zur Erschöpfung erörtert wurden, wird die Diskussion heute oft mit 
dem Hinweis abgewehrt, die Schulstruktur sei letztlich nicht von Be-
deutung, es käme allein auf die Qualität des Unterrichts und das Enga-
gement der Lehrenden an. Qualität und Engagement sind zweifelsfrei 
von großer Bedeutung. Wenn aber Schulstrukturen zur Konzentration 
benachteiligter Kinder und Jugendlicher in einer Dichte führen, die 
qualitativ guten Unterricht massiv erschwert und engagierte Lehrkräf-
te verzweifeln lässt, dann lassen sich Qualität und Engagement nicht 
von Schulstrukturfragen trennen.

Das Gymnasium muss als sakrosankt angesehen werden. Auch wenn 
es dazu keine Befragungen gibt, kann man vermuten, dass auch die 
überzeugtesten Anhänger eines stärker inklusiven Bildungssystems 
in breiter Mehrheit bezüglich ihrer eigenen Kinder das Gymnasium 
bevorzugen, und nicht eine Gesamtschule. Hierzu der in München 
lehrende Soziologe Armin Nassehi: „Die linksliberale Mittelschicht ist 
sehr geübt darin zu sagen, dass sie zwischen Menschen unterschied-
licher Hautfarbe, Nationalität, Schicht und Milieu keine Unterschiede 
macht. Die Lebenspraxis aber macht diese Unterschiede sehr stark. 
Wir können beobachten, dass gerade in diesen Milieus sehr darauf 
geachtet wird, Schulen mit möglichst geringem Migrationsanteil zu 
wählen, nicht in Wohnvierteln mit sozialen Brennpunkten zu wohnen, 
Distinktionsgewinn zu machen  … Das ist eine gewisse Lebenslüge 
dieses Milieus.“3

Vielleicht sind, dies wäre eine in Nuancen optimistischere Interpreta-
tion, die Sorgen bildungsbürgerlicher Eltern nicht allein mit der Sta-
tuskonkurrenz und dem Wunsch zu erklären, sich nach unten abzu-
schotten. Es treibt sie auch die Sorge um, ihre Kinder könnten in der 
Schule nicht mehr so gefördert werden, dass die Grundlagen für ein 
anspruchsvolles Hochschulstudium gelegt werden. Bildungsreformer 
mögen versichern, dass das gemeinsame Lernen bis zur sechsten 
Klasse oder gar bis zum Ende der Schulpflicht mit einer konsequen-
ten Individualisierung des Unterrichts verbunden werde, sodass 
alle Potentiale, auch diejenigen besonders begabter Kinder oder der 
Kinder, die bereits viel von zu Hause mitbekommen haben, sich opti-
mal entfalten können. Die bildungsbürgerlichen Eltern hören die Bot-
schaft wohl, doch es fehlt ihnen der Glaube. Den Mittelklassen, so der 
Soziologe Heinz Bude, zuzumuten, „sich zu sozialem Märtyrertum [zu] 
bekennen und ihre Kinder als Einsätze für die Aushandlung eines 
neuen gesellschaftlichen Kompromisses zu sehen, ist wirklichkeits-
fremd. Man kann in Deutschland gegen diese ‚Mehrheitsklasse‘ im 
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Bildungssystem nichts auf den Weg bringen. Es hilft nichts. Man wird 
eine dritte Position finden müssen.“4 

Eine Position also, die ohne die von Nassehi benannte Lebenslüge 
auskommt und die eine Perspektive eröffnet, Bildungsarmut zu be-
kämpfen, ohne die Bildungsaspirationen der Mitte zu gefährden. Dies 
ist deswegen unverzichtbar, weil anders es nicht möglich ist, einer Politik 
für mehr Bildungsgerechtigkeit politische Mehrheiten zu sichern. 

Gute Schulen für alle, nicht nur für Gymnasiasten

Nun verändert sich die Schulstruktur durchaus. Aus dem „Elend der 
Hauptschule“ und der „Unantastbarkeit des Gymnasiums“ heraus er-
klärt der Erziehungswissenschaftler Klaus-Jürgen Tillmann den Trend 
zu einem zweigliedrigen Schulsystem, das bei zwei Dritteln der Bun-
desländer heute Alltag ist. Die nicht-gymnasialen Schulformen wer-
den mehr und mehr zusammengeführt. Selbstredend verschwinden 
mit einer Änderung der Schulstruktur nicht die Lern- und Lebenspro-
bleme der bisherigen Hauptschülerinnen und -schüler, aber sie ler-
nen in einer von der sozialen Herkunft her stärker gemischten Schü-
lerschaft und in einem Lernmilieu, das ihnen mehr Anregungen bietet. 
Die Zweigliedrigkeit ist eine Antwort auf das Elend der Hauptschule, 
ohne das Gymnasium anzutasten und damit politisch höchstriskante 
Konflikte einzugehen.5

Eine entscheidende Frage wird sein, ob der Prozess der schleichen-
den Entwertung, den die Hauptschule durchgemacht hat, künftig die 
nicht-gymnasiale Gemeinschaftsschule befallen wird. Das wird von 
der Qualität der nicht-gymnasialen Schulform abhängen und von den 
Perspektiven, die sie Schülerinnen, Schülern und Eltern bietet. 
Welche Voraussetzungen erhalten die Gemeinschaftsschulen, um Kin-
der und Jugendliche differenziert zu fördern? Können sie temporäre 
Leistungsdefizite in kleineren Gruppen bearbeiten? Ist die Integration 
von Sozialarbeit und die Kooperation mit sozialen Diensten im Umfeld 
der Schule Normalität? Haben Lehrerinnen und Lehrer Zeitressourcen, 
um intensiv mit Eltern zusammenzuarbeiten, die nicht die Vorausset-
zungen mitbringen, die bei bildungsbürgerlichen Eltern selbstver-
ständlich sind? Wie wichtig dies ist (oder wäre), hat sich in der 
Corona-Pandemie gezeigt. Wie attraktiv ist die Gemeinschaftsschule 
für bildungsbürgerliche Eltern? Gibt es chancenreiche Wege, auch 
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über die Gemeinschaftsschule bei einer entsprechenden Leistungs-
entwicklung später das Abitur abzulegen, idealiter in einer eigenen 
Oberstufe? Verliert die weiterhin zum Ende der vierten Klasse und da-
mit sehr früh zu treffende Schullaufbahnentscheidung etwas von ihrer 
Selektionsdramatik, die ihr heute innewohnt, trotz vieler Beteuerun-
gen, dass es im deutschen Bildungssystem keinen Abschluss ohne An-
schluss gäbe? Und ganz entscheidend: Werden die Eltern der Gym-
nasiasten es akzeptieren, wenn die Gemeinschaftsschulen bei Klas-
sengrößen oder Förderlehrkräften besser ausgestattet werden, um 
kompensatorisch wirken zu können? Letzteres ist Bedingung für eine 
Politik der Befähigung, die vor dem Zufall der Geburt nicht kapituliert.

Viel Sozialstaat, zu wenig Befähigung

Deutschland hat einen gut ausgebauten Sozialstaat, ein leistungsfähi-
ges Gesundheitswesen, vielfältige soziale Beratungsdienste, eine aus-
gebaute Kinder- und Jugendhilfe, das Netz einer sozialen Infrastruktur, 
die Menschen in ihren unterschiedlichen sozialen Bedarfen beisteht. 
Meist leistet der Sozialstaat seine Hilfen auf der Grundlage definier-
ter Rechtsansprüche. Aber dieser Sozialstaat bleibt weit hinter seinen 
Möglichkeiten, Menschen zu stärken und Notlagen vorzubeugen. 

Viele Präventionsprogramme erreichen vorrangig die Mittelschicht 
und nicht diejenigen, die am dringendsten auf sie angewiesen wä-
ren. Hierzu nur ein Beispiel aus den Angeboten für werdende Eltern 
und junge Familien: Nur etwa ein Viertel der Frauen mit einem nied-
rigen Bildungsgrad nehmen an einem Geburtsvorbereitungskurs 
teil, obwohl etwa 80% von ihnen durchaus bekannt ist, dass es ein 
solches Angebot gibt. Die Frauen mit hohem Bildungsgrad wissen 
nahezu ohne Ausnahme von der Existenz dieser Kurse und fast drei 
Viertel von ihnen nutzen sie auch. In den ersten 12 Wochen nach 
der Geburt (mit ärztlicher Anordnung auch länger) haben Familien 
Anspruch auf die Hilfe einer Hebamme, die sie durch regelmäßige 
Hausbesuche unterstützt. Nur zwei Drittel der Mütter mit einem nied-
rigen Bildungsgrad nutzen dieses Angebot, aber 93% der Mütter mit 
hohem Bildungsstatus.6

Das hängt, wie Tiefeninterviews zeigen, wesentlich auch damit zusam-
men, dass sich Eltern unterschiedlicher Milieus in ihrer Selbstwahrneh-
mung, ihren Selbstwirksamkeitserwartungen und Kompetenzüberzeu-
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gungen stark unterscheiden. Eltern, die überzeugt sind, ihre Gesund-
heit (und ihr Leben) durch eigenes Handeln beeinflussen zu können, 
übernehmen Verantwortung für sich und ihren Lebensstil und nutzen 
die präventiven Angebote für ihre Kinder. Diese suchen sie gezielt 
aus, nachdem sie sich aktiv informiert haben. Dagegen stehen Eltern 
mit geringen Kompetenzüberzeugungen. Auch sie sehen ihre Verant-
wortung für ihre Kinder, sind jedoch nicht davon überzeugt, in ihrem 
Alltag einen gesundheitsförderlichen Lebensstil tatsächlich umsetzen 
zu können, was möglicherweise auch mit entmutigenden Erfahrungen 
zu tun hat. Die vielen Informationen überfordern sie; in die Angebote, 
die sie nutzen, sind sie eher „hineingestolpert“; damit verbunden ist 
Enttäuschung, wenn sie die Angebote als nicht passend erleben.7 

Selbstwirksamkeit ist nicht einfach eine Eigenschaft, die einer Person 
zukommt oder ihr fehlt, sondern sie kann gefördert oder auch untermi-
niert werden. Selbstwirksamkeit zu fördern, ist daher ein Schlüssel für 
eine Politik der Befähigung. Für eine Person, die lange Zeit außerhalb 
des Arbeitsmarktes stand, überschuldet ist und große Schwierigkeiten 
hat, den Alltag zu organisieren, wird der Sprung in den regulären Ar-
beitsmarkt nicht zu bewältigen sein, selbst wenn Stellen für ihr Qualifi-
kationsprofil offenstehen. Aber der Gang zur Schuldnerberatung, die 
Klärung ihrer persönlichen Verhältnisse und die Teilnahme an einer 
öffentlich geförderten Beschäftigung, in der auf ihre Beschränkungen 
Rücksicht genommen wird, können realistische Ziele sein, die sie er-
folgreich bewältigen kann. Ein sensibles Fallmanagement, das den 
Auftrag des Förderns ernst nimmt, besteht genau darin, gemeinsam 
mit arbeitslosen Menschen nach realistischen Nahzielen zu suchen, 
die Erfolgserfahrungen ermöglichen und so die Grundlage für weite-
re Schritte der Integration legen, die sie dann auch unabhängig vom 
Hilfesystem gehen können. Mit einer gefestigten Selbstwirksamkeits-
erwartung sind dann auch einzelne Misserfolge zu verkraften. Es gibt 
zahlreiche Ansätze, Selbstwirksamkeit zu fördern, etwa das Projekt 
Stromsparcheck der Caritas, bei dem langzeitarbeitslose Menschen 
ausgebildet werden, andere Transferempfänger zu beraten, wie sie mit 
einfachen Mitteln ihren Energieverbrauch senken und so Kosten spa-
ren können. Auch der sogenannte soziale Arbeitsmarkt für Menschen, 
für die nach einer langen Phase von Arbeitslosigkeit und Entmutigung 
die Aufnahme einer regulären Beschäftigung kein realistisches Nah-
ziel ist, ist mit dem Teilhabechancengesetz ausgeweitet worden. 

Auch Patenschaften, ein Feld für ehrenamtliches Engagement, können 
Selbstwirksamkeitserfahrungen ermöglichen. Mentoringprogramme, 



11

in denen Mentoren ehrenamtlich Zeit und Interesse schenken, zeigen 
erstaunliche Wirkungen. Sie ermutigen Kinder, schaffen ihnen neue 
Möglichkeiten, Erfahrungen zu sammeln, geben Anregungen, helfen 
ihnen, auch in schwierigen Situationen durchzuhalten. Sie können 
helfen, den engen Zusammenhang von Herkunft und Bildungserfolg 
und damit Herkunft und Armut aufzubrechen. 

Kooperationsblockaden im Sozialstaat überwinden

Ein Problem, dass das befähigende Potential des Sozialstaats behin-
dert, manchmal auch lähmt, ist seine Versäulung. Er ist institutionell 
vielfältig gegliedert und teilt Zuständigkeiten nach den Instrumenten 
auf, die er bereithält. Real existierende Menschen haben aber Pro-
blemlagen, die quer zu diesen Zuständigkeiten liegen. Das Bewusst-
sein für die Notwendigkeit einer Kooperation über die Institutionen 
und Hilfefelder hinweg ist in letzter Zeit gewachsen, dennoch sind die 
Verhältnisse zäh. Unterschiedliche Fachlogiken erschweren die Koope-
ration. 

Wer mit den komplizierten rechtlichen Verhältnissen der Finanzierung 
des Sozialstaats nicht vertraut ist, stellt sich dies ganz einfach vor: Die 
finanziell durchaus potenten Akteure des Sozialstaats nutzen einen 
bescheidenen Teil ihrer Mittel, um die für ihre Zusammenarbeit erfor-
derliche Koordination zu finanzieren, und sie finanzieren im gemeinsa-
men Interesse Präventionsprojekte, die sie alle mittel- und langfristig 
finanziell entlasten würden. Aber dagegen stehen schwer überwind-
liche rechtliche Hürden.

Die gesetzlichen Krankenkassen finanzieren sich aus den Beiträgen der 
Versicherten, Präventionsarbeit muss sich aber an alle richten. Sie gilt 
als „allgemeinpolitische Aufgabe“, Gewerkschaften und Arbeitgeber-
verbände wehren alle begehrlichen Ansprüche auf die Sozialbeiträge 
ab. Sozialarbeiterinnen in Kinderarztpraxen in sozialen Brennpunkten 
zu finanzieren, gehört nicht zu den Aufgaben der Krankenkassen. Die 
Kommunen haben im Rahmen ihrer Zuständigkeit für die Kinder- und 
Jugendhilfe aus rechtlicher Sicht vielfältige Möglichkeiten, präventive 
Arbeit anzustoßen. Aber sie haben ohnehin das Gefühl, dass der Bund 
ihnen mehr und mehr soziale Aufgaben zugewiesen hat, ohne ihnen 
die entsprechenden Mittel zu geben. Man kann es ihnen nicht wirklich 
übelnehmen, wenn sie wenig Begeisterung zeigen, etwa Babylotsen 
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in Kliniken oder sozialpädagogische Fachkräfte in Arztpraxen zu finan-
zieren. Aus ihrer Sicht wären dies Aufgaben der Gesundheitshilfe.

Auch die Jobcenter haben ein Interesse an Prävention. Gesundheit-
liche Beeinträchtigungen und fehlende Ausbildung stehen einer er-
folgreichen Vermittlung in Arbeit im Wege. Viele Menschen im ver-
härteten Kern der Langzeitarbeitslosigkeit haben bereits in der Schule 
den Anschluss verpasst. Aber die Jobcenter können nur für Personen 
tätig werden, die Anspruch auf „Hartz  IV“ haben; sie bewilligen ihre 
Leistungen auf Antrag und durch Verwaltungsakt in jedem Einzelfall. 
Präventive Angebote sollen jedoch bereits greifen, bevor Hilfebedürf-
tigkeit eingetreten ist. Die Jobcenter finanziert der Bund aus Steuer-
mitteln. Verständlicherweise sind Bundespolitikerinnen und -politiker 
nicht erpicht darauf, dass Bundesmittel dafür genutzt werden, um De-
fizite in den Schulen auszugleichen. Gute Schulen zu ermöglichen, ist 
nun mal die Aufgabe der Länder. 

Die Agenturen für Arbeit wiederum finanzieren sich aus Beitragsmit-
teln der Arbeitslosenversicherung. Sie machen einiges an präventiver 
Arbeit, etwa ihre Angebote zur Berufsorientierung junger Menschen, 
auch fördern sie die Berufsausbildung. Schwierig wird es dann, wenn 
Prävention erfordern würde, bestimmte Angebote gemeinsam mit 
den Kommunen zu organisieren und zu finanzieren. Die Bundesagen-
tur ist eine Bundesbehörde. Die Mischverwaltung zwischen Bund und 
Kommunen ist verfassungsrechtlich nur zulässig, wenn sie als Ausnah-
me ausdrücklich im Grundgesetz geregelt ist. Sinn dieser Begrenzung 
ist die klare Zuordnung politischer Verantwortung. Auch die Zweck-
bindung der Mittel der Bundesagentur stehen einer Finanzierung all-
gemeiner Präventionsleistungen entgegen.

Ob kommunale Jugendhilfe, Schulbehörde, Jobcenter oder Ar-
beitsagentur, jeder Akteur handelt in der Logik seiner Zuständigkei-
ten und im Rahmen der gesetzlichen Restriktionen, die seine Arbeit 
bestimmen. Aber in der Praxis behindert dies eine Bündelung der 
Kräfte. Dort, wo die Zusammenarbeit gelingt, haben Verantwortliche 
in den unterschiedlichen Institutionen über viele Jahre die Zusam-
menarbeit eingeübt und den rechtlichen Spielraum für pragmatische 
Lösungen genutzt (und manchmal auch ein wenig kreativ überdehnt). 
Der moralische Appell zu mehr Kooperation kann allein nicht viel be-
wirken. Neben die vielfältigen Aufforderungen zur Kooperation, die 
das Sozialrecht kennt, müssen Instrumente treten, die Kooperation im 
Verwaltungsalltag erleichtern. Zumindest muss es rechtssichere Wege 
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geben, den zum Teil erheblichen Mehraufwand vernetzter Arbeit und 
neuer präventiver Angebote verlässlich zu finanzieren, und zwar als 
Regelleistung der Institutionen, nicht als mit immer neuen Begründun-
gen verlängerte Projekte. 

Verbessern muss sich auch die Kooperation der Akteure des Sozial-
staats vor Ort. Seine Leistungsfähigkeit wird ganz wesentlich davon 
mitbestimmt, wie seine Akteure in Kommunen, Wohlfahrtsverbänden 
und in den Tausenden sozialen Einrichtungen agieren, wie sie dort 
Menschen entgegentreten, die ihre Ansprüche nicht kennen oder 
nicht so geübt sind, sie durchzusetzen. „Vernetzung“, „Sozialraumori-
entierung“ sind Teil der heutigen fachlichen Konzepte, auch das Be-
wusstsein für die Notwendigkeit von Kooperation über die einzelnen 
Säulen und Zuständigkeiten hinweg ist gewachsen. Diese Konzepte 
bleiben aber häufig recht abstrakt, wirkliche Umsetzung vor Ort ist 
noch ein weiter Weg.

Erfahrungen aus der Pandemie

Die Pandemie bietet Lernpotential für eine Politik der Befähigung. Wie 
weit es dem Bildungs- und Sozialsystem während des Lockdowns ge-
lungen ist, Menschen mit hoher Verwundbarkeit zu erreichen und zu 
unterstützen, hing in starker Weise davon ab, wie gut oder weniger 
gut dies bereits in normalen Zeiten gelang. Die Kitas und Schulen, die 
bereits vor der Pandemie eine intensive Elternarbeit geleistet haben, 
konnten während des Lockdowns auf die etablierten Beziehungen 
und Kontakte zurückgreifen. Wo diese Netzwerke fehlten, gelang es 
unter den sehr erschwerten Arbeitsbedingungen während der Pande-
mie nicht, sie kurzfristig aufzubauen. 

Dort, wo die Zusammenarbeit zwischen Kommunen, Schulbehörden, 
Wohlfahrtsverbänden, örtlichen Vereinen und der Ärzteschaft funk-
tioniert, konnten die eingespielten Kooperationsbeziehungen auch 
genutzt werden, wenn es galt, im Interesse der Betroffenen rasch zu 
improvisieren. Dort wird es auch eher gelingen, die Lücken in den Bio-
graphien von Kindern wieder zu schließen, die Corona gerissen hat. 

Die stärker präventive und befähigende Ausrichtung des Hilfesystems 
sollte eine der sozialpolitischen Schwerpunkte der Legislaturperiode 
2021–2025 sein. 
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Ablenkung vom Verteilungskampf?

Nun gibt es massive Vorbehalte gegen eine präventive, aktivierende 
oder befähigende Ausrichtung des Sozialstaats. Die Debatte zu 
diesen Ansätzen ist seit der Agenda 2010 vergiftet.8 Ein Vorbehalt ge-
gen den Befähigungsansatz lautet, er würde ablenken von der primä-
ren sozialpolitischen Herausforderung, der Umverteilung von Einkom-
men und dem Kampf um mehr Gleichheit. Statt sich den damit ver-
bundenen Konflikten zu stellen, weiche die Politik aus und verlagere 
soziale Probleme hin zu den Bürgerinnen und Bürgern, denen unter-
stellt wird, ungenügend befähigt zu sein. Damit würden, ein Vorwurf, 
der oft im gleichen Atemzug genannt wird, soziale Schieflagen indivi-
dualisiert, die Schuld dafür den Betroffenen in die Schuhe geschoben. 
Wenn die Eigenverantwortung betont werde, die Menschen aufgrund 
ihrer Fähigkeiten zukommt, so diene dies nur der Kaschierung des 
Rückzugs des Staates aus seiner sozialen Verantwortung. Statt Märkte 
zu zähmen, ziele Befähigung darauf, Menschen auf die Bedürfnisse 
der Märkte zuzurichten. Diese Vorbehalte stehen dabei im Weg, den 
Befähigungsansatz zu nutzen, um den Diskurs über Gerechtigkeit in 
Deutschland produktiv zu erweitern. Auf sie will ich abschließend kurz 
eingehen.

Im Fokus von Amartya Sen steht die Sicherung von Handlungsoptio-
nen und damit die Fähigkeit von Menschen, ein Leben zu führen, das 
sie aus ihren reflektierten eigenen Gründen wertschätzen. Ressourcen 
sind dafür ein Mittel, sie sind nicht das Ziel selbst. Aber Sen leugnet 
in keiner Weise die Bedeutung von Ressourcen. Das Prinzip der Befä-
higungsgerechtigkeit bedeutet keine Abkehr von anderen Gerechtig-
keitskonzepten, etwa dem der Verteilungsgerechtigkeit. Und selbst-
redend ist Befähigungsgerechtigkeit kein Ersatz für herkömmliche 
Politiken der Einkommenssicherung für Bürgerinnen und Bürger, 
deren eigenes Einkommen und Vermögen nicht ausreicht, um ein 
menschenwürdiges Leben zu führen. Aber materielle Umverteilung 
allein kann nicht garantieren, dass alle Menschen ihre Potentiale ent-
falten können. 

Wer einen starken Sozialstaat will, muss sich auch damit auseinander-
setzen, wie vermieden werden kann, dass er überfordert wird. Eine 
Politik der Befähigung trägt dazu bei. Wenn es gelingt, Bedingungen 
zu schaffen, unter denen möglichst alle Menschen ihre Potentiale 
entfalten können, kann der an sich leistungsfähige Sozialstaat in 
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Deutschland stärker präventiv wirken, als dies heute gelingt. Auch 
wenn wir im Geld schwimmen würden und es für die Finanzierung 
sozialstaatlicher Sicherung keine Restriktionen gäbe, wäre eine Po-
litik der Befähigung aus Gründen der Gerechtigkeit unverzichtbar. 
Zugleich spricht für sie die ökonomische Vernunft. Wenn Befähigung 
gelingt, können Mittel, die heute für die Reparatur einer verpassten 
Befähigung verausgabt werden, präventiv eingesetzt werden. Schließ-
lich sind bessere Schulen oder Stadtteilarbeit, oder was immer Befähi-
gung erfordert, nicht zum Nulltarif zu haben.

Es wird Menschen geben, die nicht (mehr) die Kraft haben, neue Op-
tionen aufzugreifen, bisherige Routinen aufzugeben und die Anstren-
gung der Befähigung auszuhalten. Das muss ein freiheitlicher Sozial-
staat akzeptieren  – Scheitern setzt nicht das Recht auf ein Leben in 
Würde außer Kraft, was im Bedarfsfall durch Grundsicherungsleistun-
gen zu garantieren ist. 

Der Anspruch, mehr Befähigungsgerechtigkeit zu verwirklichen, ist 
eine produktive Orientierung, gerade in einem Land, das über ein gut 
ausgebautes Bildungssystem und einen umfangreichen Sozialstaat 
verfügt, aber deutlich unter seinen Möglichkeiten bleibt, Menschen 
zu unterstützen, ihre Potentiale zu entfalten. Die Veränderungen, die 
dafür notwendig sind, sind höchst herausfordernd. Wird es gelingen, 
den engen Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft und Bildung 
zu lockern? Kann die auf soziale Distinktion bedachte bürgerliche 
Mitte dafür gewonnen werden, gute Bildung für alle nicht zu torpedie-
ren? Kann der Anspruch eingelöst werden, dass alle, die ein Recht auf 
Hilfe haben, diese auch erhalten? Gelingt es, Präventionsdilemmata 
abzubauen und Kooperationsblockaden zu überwinden? Können die 
staatlichen Institutionen so agieren, dass sie Hilfe (wie) aus einer Hand 
leisten, um Menschen mit ihren individuellen Problemlagen gerecht 
zu werden, und gelingt es, Hilfe und Befähigung zu verbinden? Wenn 
diese Fragen als Ertrag zäher Reformbemühungen eines Tages mit Ja 
beantwortet werden könnten, würde dies in den Lebensperspektiven 
vieler Menschen und der realen Freiheit, mit der sie ihr Leben gestal-
ten können, einen großen Unterschied machen. Die Gesellschaft wäre 
ein Stück gerechter.
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